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A. Bericht des Abgeordneten Börner 


Allgemeines 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist durch den im 
Bundestag vorliegenden Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes — 
Drucksache 1898 — veranlaßt worden. Dieser Ge- 
setzentwurf sieht eine Änderung des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes, des Arbeitsplatzschutzgesetzes, 
des Wehrsoldgesetzes sowie des Wehrpflichtgeset- 
zes vor. Durch diese Änderungsvorschriften wird 
u. a. auch das sozialversicherungsrechtliche Verhält- 
nis der Wehrpflichtigen wesentlich berührt. Diese 
Änderungen nach dem Änderungsgesetz zum Unter- 
haltssicherungsgesetz bedingen daher auch eine 
Anpassung der in Betracht kommenden sozialver- 
sicherungsrechtlichen Vorschriften. Sie waren ur- 
sprünglich in dieser Novelle zum Unterhalts- 
sicherungsgesetz mit enthalten, die dem Aus- 
schuß für Verteidigung federführend sowie dem 
Ausschuß für Arbeit und dem Haushaltsausschuß 
mitberatend am 23. Juni 1960 vom Plenum des 
Bundestages überwiesen worden sind. Da eine 
Inkraftsetzung dieses Gesetzentwurfs — Drucksache 
1898 — für das Land Berlin nicht vorgesehen ist, 
die sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften aber 
auch in Berlin in Kraft treten sollen, hat der Aus- 
schuß für Verteidigung beschlossen, diese Vorschrif- 
ten aus der Regierungsvorlage — Drucksache 1898 
— auszuklammern. Er ging dabei von der Erwar- 
tung aus, daß sie durch ein besonderes Gesetz vom 
Bundestag verabschiedet werden. 


Dementsprechend haben die Fraktionen einen ge- 
meinsamen Initiativgesetzentwurf eingebracht. Hier- 
bei haben sie gleichzeitig auch eine Änderung des 
§ 160 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung vor- 
geschlagen, weil gegen die derzeitige Regelung ver- 
fassungsrechtliche Bedenken bestehen. Nach einem 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
10. Mai 1960 (2 BvL 76 58) können auf Grund des 
Artikels 80 Abs. 1 Satz 1 GG keine obersten Lan- 
desbehörden, sondern u. a. nur Landesregierungen 
ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen. 
Um diesen Bedenken Rechnung zu tragen und da- 
mit eine fortlaufende Bewertung der Sachbezüge 
durch die Landesregierungen zu ermöglichen, ist 
diese Änderung des § 160 Abs. 2 RVO vorgeschla- 
gen worden. Dabei ist die im Grundgesetz (a. a. O.) 
eröffnete Möglichkeit, die Ermächtigung weiter zu 
übertragen, dahin genutzt worden, die Übertragung 
auf die für die Sozialversicherung zuständigen ober- 
sten Landesbehörden zuzulassen. 

Weiterhin ist in dem Initiativgesetzentwurf be- 
reits vom Ausschuß für Verteidigung eine Ände- 
rung des Gesetzes über die Tuberkulosehilfe auf- 
genommen worden, die auch in Berlin in Kraft tre- 
ten soll. 

Schließlich ist in den Gesetzentwurf eine Vor- 
schrift aufgenommen worden, die eine weitere 
Gruppe der Handwerker versicherungsfrei stellt. 
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Der Deutsche Bundestag hat in seiner 134. Sitzung ' 
am 7. Dezember 1960 beschlossen, diesen Initiativ- i 
gesetzentwurf dem Ausschuß für Sozialpolitik feder- ; 
führend und dem Haushaltsausschuß mitberatend zu ' 
überweisen. Der Ausschuß für Sozialpolitik hat die | 
dniiegenden Beschlüsse gefaßt, die dem Bundestag ; 
zur Annahme empfohlen werden. i 

Im einzelnen 

Zurüberschrift | 

Da das Gesetz neben sozialversicherungsrecht- j 
liehen auch Vorschriften aus anderen Gesetzen än- i 
dert, die jedoch alle zum sozialen Bereich gehören, j 
ist, um alle Änderungen auch in der Überschrift zu ■ 
erfassen, die Bezeichnung „sozialversidierungs- 
rochtlicher" in „sozialrechtlicher'' geändert worden. 

Zu Artikel 1 (Änderung der Reichs versiehe- | 
rungsordnung, des Angestell- i 
tenversicherungsgesetzes, des I 
Reichsknappschaftsgesetzes und | 
des Handwerkerversicherungs- 1 
gesetzes) | 

I 

Zu I. Nr. 1 I 

I 

Die Vorschrift wurde mit Ausnahme der Worte i 
„unter Berücksichtigung ihres tatsächlichen Ver- I 
kehrswertes" einstimmig angenommen. Die Abge- : 
ordneten der Fraktion der CDU/CSU und der Frak- 
tion der SPD beantragten, statt der genannten : 
Worte zu setzen „nach dem tatsächlichen Verkehrs- l 
wert", da keine Änderung der bisher geübten j 
Praxis hinsichtlich der Festsetzung der Sachbezüge | 
eintreten solle, die festsetzenden Stellen aber aus | 
der Änderung des Wortlautes auf die Berechtigung ! 
zu einer freieren Handhabung — irrigerweise — i 
schließen könnten. Daher wurde die Änderung der | 
Fassung beschlossen, wie sie vorgeschlagen ist. 

Zu 1. Nr. 2 

Diese Vorschrift sieht vor, daß nach Absatz 1 
bei in der gesetzlichen Krankenversicherung pflicht- 
versicherten Beschäftigten im öffentlichen Dienst, 
die auf Grund der Wehrpflicht einberufen werden, 1 
ihr Beschäftigungsverhältnis nicht als unterbrochen | 
gilt. Sie sollen nach der im Entwurf zum Unterhalts- ; 
Sicherungsgesetz vorgesehenen Änderung des Är- ; 
beitsplatzschutzgesetzes ihre Bezüge weitererhal- ; 
ten. Da diese Wehrpflichtigen für sich volle Heil- 
fürsorge durch die Bundeswehr erhalten, soll die | 
Versicherten-Krankenhilfe für die Dauer des Wehr- ; 
dienstes ruhen. Dementsprechend soll der Beitrag ^ 
auf ein Drittel ermäßigt werden. i 

Nach Absatz 2 soll bei den in der gesetzlichen ! 
Krankenversicherung Pflichtversicherten außerhalb : 
des öffentlichen Dienstes, sowie bei freiwillig Ver- 
sicherten, die nach dem Änderungsgesetz des 
Unterhaltssicherungsgesetzes — Drucksache 1898 — 
ihr Gehalt nicht weitererhalten, sondern ge- 
gebenenfalls eine Unterhaltssicherung in Form einer , 
Vcrdienstausfallentschädigung bekommen sollen, 
das Versicherungsverhältnis durch die Einberufung ^ 
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nicht berührt werden. Auch in diesen Fällen ruht 
die Versicherten-Krankenhilfe für die Dauer des 
Wehrdienstes, da der Soldat volle Heilfürsorge von 
der Bundeswehr erhält. Der Beitrag wird dement- 
sprechend ebenfalls auf ein Drittel ermäßigt. 

Das Sterbegeld und die Barleistungen der Fami- 
lienhilfe sollen nach dem letzten Grundlohn des 
Versicherten vor der Einberufung berechnet werden. 

Absatz 3 sieht Meldungen bei Beginn und Ende 
des Wehrdienstes an die zuständigen Träger der 
Krankenversicherung vor, um diesen die Fortfüh- 
rung und Beendigung der Krankenversicherung in 
dieser anderen Art zu ermöglichen. 

Nach Absatz 4 soll der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung ermächtigt werden, Ausnahmen 
von der Meldepflicht zu bestimmen sowie die Bei- 
tragszahlung bei den nicht im öffentlichen Dienst 
Stehenden zu regeln. 

Zu I. Nr. 3 

§ 1227 Abs. 1 Nr. 6 RVO in der Fassung des Ent- 
wurfs enthält die im wesentlichen mit dem bisheri- 
gen Recht übereinstimmende Umschreibung des für 
die Dauer der Wehrdienstleistung versicherungs- 
pflichtigen Personenkreises. Danach sind grundsätz- 
lich nur solche Personen versichert, deren versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit durch 
die Wehrdienstleistung unterbrochen worden ist. 
Hierbei hätten sich insbesondere in den Fällen Här- 
ten ergeben, in denen der Wehrdienst sich deshalb 
nicht unmittelbar an eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung oder Tätigkeit anschließt, weil der 
Versicherte zum Besuch etwa einer Fachschule vor- 
übergehend seine Beschäftigung aufgegeben hatte. 

Um diese und ähnliche Härten zu beseitigen und 
um schließlich alle Wehrdiensleistenden gleich zu 
behandeln, beschloß der Ausschuß bei einer Stimm- 
enthaltung, mit Ausnahme der freiwillig Versicher- 
ten, sämtliche Wehrdienstleistenden für die Dauer 
des Wehrdienstes zu versichern. Die vom Ausschuß 
zu I. Nr. 3, 11. Nr. 1 und III. Nr. 1 beschlossenen 
Änderungen des Entwurfs tragen dem Rechnung. 
Die freiwillig Versicherten können die Versicherung 
freiwillig fortsetzen. Die Mittel hierzu erhalten sie 
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz. 

Für die Angehörigen des öffentlichen Dienstes ist 
bestimmt, daß ihr Beschäftigungsverhältnis durch 
den Wehrdienst nicht unterbrochen wird. Ihre Ver- 
sicherung wird demgemäß während des Wehrdien- 
stes vom Dienstherrn in der bisherigen Form wei- 
tergeführt. 

Zu I. Nr. 4 

§ 1232 Abs. 4 RVO bestimmt, daß solche Grund- 
wehrdienstpflichtigen, die vor der Wehrdienstlei- 
stung nicht versichert waren, es aber innerhalb von 
zwei Jahren nach Beendigung des Wehrdienstes 
werden, nachzuversichern sind. Diese Regelung 
mußte beseitigt werden, wenn von einer individuel- 
len Erfassung der Wehrpflichtigen künftig abgese- 
hen werden soll. Nr. 4 sieht demgemäß die Strei- 
chung der Vorschrift vor. Der Personenkreis wird 
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— soweit er nicht schon durch § 1227 Abs. 1 Nr. 6 
RVO erfaßt ist — in der Angestelltenversicherung 
versichert (vgl. IL Nr. 1). 

Zu L Nr. 5 

Die Bestimmung beantwortet die Frage, welcher 
Betrag dem Wehrdienstleistenden bei der Berech- 
nung seiner Rente zur Ermittlung seiner persönli- 
chen Rentenbemessungsgrunidlage für »die Zeiten des 
Wehrdienstes anzurechnen ist. Bisher waren es die 
Geld- und Sachbezüge, die er von der Bundeswehr 
erhalten hat. Nach der Nr. 5 des Entwurfs, die vom 
Ausschuß einstimmig beschlossen wurde, wird der 
Ermittlung der persönlichen Rentenbemessungs- 
grundlage bei sämtlichen Wehrdienstleistenden 
künftig einheitlich der Durchschnittsverdienst sämt- 
licher Versicherten fder Rentenversicherung der Ar- 
beiter, der Angestellten und der knappschaftlichen 
Rentenversicherung zu Grunde gelegt. Der »Ansatz 
für die Geld- und Sachbezüge betrug monatlich etwa 
250 DM. Der Durchs chnittsver dienst sämtlicher Ver- 
sicherter betrug demgegenüber für das Jahr 1959 
rund 460 DM. Aus der Differenz ist ersichtlich, in 
welch beträchtlichem Umfang sich die Rechtsstellung 
der Versicherten verbessert. Der Vorteil dieser Re- 
gelung wird gesteigert durch die enorme Verwal- 
tungsvereinfachung, die zugleich damit erzielt wird. 

Auf eine Anregung des Verbandes Deutscher Ren- 
tenversicherungsträger beschloß der Ausschuß, 
durch den Hinweis auf § 55 des Reichsknappschafts- 
gesetzes klarzustellen, daß es sich hierbei um den 
für die Versicherten sämtlicher drei Zweige der 
gesetzlichen Rentenversicherungen maßgeblichen 
Durchschnittsverdienst handelt, der jeweils für den 
Bereich der knappschaftlichen Rentenversicherung 
festgesetzt wird. 

Zu L Nr. 6 

IXirch die Vorschrift wird die Erstattung der Bei- 
träge, die für Zeiten des Wehrdienstes entrichtet 
werden, ausgeschlossen. Bei Beitragserstattungen 
wird nur die Hälfte des Beitrages erstattet, die vom 
Versicherten selbst getragen wird (vgl. § 1303 
Abs. 1 RVO). Da für Zeiten des Wehrdienstes der 
Bund den vollen Beitrag entrichtet (vgl. I. Nr. 7 
Buchstabe b des Entwurfs) ist der Grund für eine 
Beitragserstattung nicht gegeben. Ein Antrag auf 
Streichung der Vorschrift fand keine Mehrheit. Nr. 6 
in der Fassung des Entwurfs wurde schließlich mit 
Mehrheit angenommen. 

Zu I. Nr. 7 Buchstabe a 

Dieselbe Bemessungsgrundlage, die für die Be- 
rechnung der Leistungen zu Grunde zu legen ist 
(vgl. I. Nr. 5 des Entwurfs) soll auch der Bemessung 
des Beitrags zu Grunde gelegt werden. Der zusätz- 
liche Mehrbedarf, der damit auf den Bund zukommt, 
beträgt rund 41 Mio DM im Jahr. 

Der Ausschuß folgte mit der Ergänzung der Be- 
stimmung einer Anregung des Verbandes Deutscher 
Rentenversicherungsträger. Sie dient der Klarstel- 
lung. 


Zu I. Nr. 7 Buchstabe b 

Die Vorschrift begründet die Verpflichtung des 
Bundes, den Beitrag für die Wehrdienstleistenden in 
einem Gesamtbetrag für alle drei Zweige der Ren- 
tenversicherung zu tragen, um die Bundeswehr von 
der individuellen Erfassung der Versicherten und 
der Einzelberechnung des Beitrags zu entlasten. Die 
vom Ausschuß auf Anregung des Verbandes Deut- 
scher Rentenversicherungsträger beschlossene Än- 
derung dient der Klarstellung. 

Zu I. Nr. 8 

Die Änderung ergibt sich als Folge aus dem Be- 
schluß (vgl. I. Nr. 7 des Entwurfs), daß der Beitrag 
nicht mehr als Individualbeitrag, sondern als Ge- 
samtbeitrag für sämtliche Wehrdienstleistenden zu 
entrichten ist. 

Zu I. Nr. 9 

Die Vorschrift bringt eine für die verwaltungs- 
mäßige Durchführung notwendige Ausdehnung der 
bisherigen Regelung auf die Wehrdienstzeiten, die 
durch die Einfügung des Wortes „sowie“ zum 
Zwecke der Klarstellung ergänzt wurde. 

Zu L Nr. 10 

Die Vorschrift enthält die Bestimmung über die 
Ausstellung einer Bescheinigung über die Dauer des 
Wehrdienstes. Auf die Ausstellung der Bescheini- 
gung wird sich künftig die Mitwirkung der Bundes- 
wehr bei der Durchführung der Rentenversicherung 
der Wehrdienstleistenden beschränken. Die Bestim- 
mung ist ebenso wie die auf Anregung des Ver- 
bandes Deutscher Rentenversicherungsträger vorge- 
nommene Änderung vom Äusschuß einstimmig be- 
schlossen worden. Durch die Änderung wird die Ver- 
pflichtung, die Bescheinigung beim Umtausch der 
Versicherungskarte beizufügen, auf alle Fersonen 
ausgedehnt, die zum Umtausch verpflichtet sind. 

Zu II. Nr. 1 

Die Abgrenzung des versicherungspflichtigen Per- 
sonenkreises erfolgt in der Angestelltenversiche- 
rung — wie auch in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung (vgl. in. Nr. 1) — - nach einheitlichen 
Grundsätzen (näheres vgl. Ausführungen zu I. Nr. 5). 
In die Angestelltenversicherung werden auch sämt- 
liche Wehrdienstleistenden einbezogen, die vor dem 
Wehrdienst in keinem Zweig der gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen Pflicht- oder freiwillig versichert 
waren. Damit sind hauptsächlich die Schüler und 
Studenten erfaßt, die bisher im Wege der Nachver- 
sicherung für die Dauer des Wehrdienstes versichert 
wurden, wenn sie innerhalb von zwei Jahren nach 
Beendigung des Wehrdienstes eine versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit aufgenom- 
men haben. 

Zu II. Nr. 2 bis 8 

Die Vorschriften entsprechen denen für die Ren- 
tenversicherung der Arbeiter. 
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Zu III. 

Die Nr. 1 bis 5 bringen gleichfalls eine Anpas- 
sung an die Vorschriften der Rentenversiicherung 
der Arbeiter. 

Zu IV. Nr. 1 

Die Vorschrift enthält als Folge der neuen Rege- 
lung (vgl. I. Nr. 3) eine entsprechende Änderung 
des Handwerkerversicherungsgesetzes. 

Zu IV. Nr. 2 

Nr. 2 ergänzt die Bestimmungen über die Ver- 
sicherungsfreiheit nach dem Handwerkerversiche- 
rungsgesetz. Nach diesem Gesetz, das am 1. Januar 
1962 in Kraft tritt, würde eine Reihe von alten 
Handwerkern erstmalig zur Beitrags entriciitung her- 
angezogen werden, da sie keinen der Befreiungs- 
tatbestände des Handwerkerversicherungsgesetzes 
erfüllen. Ein Teil dieser Handwerker ist seit dem 
Inkrafttreten der Handwerkerversicherung am 1. Ja- 
nuar 1939 noch nie versicherungspflichtig gewesen. 
Der andere Teil der alten Handwerker ist seiner 
Versicherungspflicht und damit der Pflicht zur Bei- 
tragsentrichtung nicht nachgekoimmen. 

Dennoch würde es für alle alten Handwerker vor- 
aussichtlich eine erhebliche Härte bedeuten, wenn 
sie nach dem 1. Januar 1962 erstmalig Beiträge ent- 
richten müßten, oihne die Gewißheit zu haben, daß 
sie später die 15jährige Wartezeit für das Alters- 
ru^egeld erfüllen. Bei der Beratung des von allen 
Fraktionen im Ausschuß eingebrachten Antrags 
einer Ausnahmevorschrift wurde berücksichtigt, daß 
es sich hier nur um eine einmalige Übergangsrege- 
lung handelt. Dabei wurde in Kauf genommen, daß 
möglicherweise der eine oder andere Handwerker, 
der noch nicht die Voraussetzungen für die frei- 
willige Weiterversicherung erfüllt hat, nicht mehr 
auf Grund der Pflichtversicherung zur Beitrags- 
zahlung herangezogen wird und somit u. U. eine 
Rente nicht erhalten kann. Jedoch wird ihm die 
Hälfte der Beiträge nach der allgemeinen Regelung 
erstattet. Eine Befreiung auf Antrag wurde im In- 
teresse einer klaren Regelung nicht für zweck- 
mäßig gehalten. 

Zu Artikel la (Änderung des Bezirks der 
Saarknappschaft) 

Für mehr als 6000 Versicherte und Rentner, die 
in den an das Saarland grenzenden Gebieten des 
Landes Rheinland-Pfalz wohnen und die fast aus- 
schließlich in knappschaftlichen Betrieben des Saar- 
landes beschäftigt sind oder waren, führt infolge 
der engen Verbindung dieses Personenkreises mit 
der Saarknappschaft diese — abgesehen davon, daß 
die Feststellung und Gewährung der Renten vor- 
übergehend von der Ruhrknappsdiaft übernommen 
worden ist — die Knappschaftsversicherung durch, 
obwohl hierfür nach dem geltenden Wohnsitzprin- 


zip (§ 192 RKG) die Briühler Knappschaft und die 
Hessische Knappschaft zuständig sind. Die weitere 
Betreuung des in Frage kommenden Personenkrei- 
ses durch die Saarknappschaft läßt sich nach Ände- 
rung der Verhältnisse im Saarland aber nur dann 
länger rechtfertigen, wenn diese gesetzlich geregelt 
wird. Die Vorschrift des Artikels 1 a, auf Grund 
derer der Zuständigkeitsbereich der Saarknappschaft 
erweitert wird, trägt dem Rechnung. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung) 

§ 56 Abs. 2 soll dahingehend erweitert werden, 
daß er alle Arten des Wehrdienstes auf Grund der 
Wehrpflicht erfaßt. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Kindergeld- 
ge&etzes) 

Die vorgesehene Änderung bezweckt im wesent- 
lichen eine Angleichung an die neu lin das Wehr- 
soldgesetz aufgenommenen Vorschriften, nach de- 
nen auch wehrpflichtigen Soldaten, die Ubungsgeld 
erhalten, Kinderzulage gewährt wird. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Gesetzes über 
Tuberkulosehilfe) 

Die Ergänzung des § 27 Abs. 3 ist zur Klarstellung 
erforderlich. Die Wehrpllichtigen sind nach § 21 
Abs. 2 Buchstabe c von der Tuberkulosefürsorge 
durch den Dienstherrn ausgenommen. Sie erhalten 
jedoch im Rahmen der freien Heilfürsorge nach § 1 
des Wehrsoldgesetzes auch die Heilbehandlung bei 
Tuberkuloseerkrankung. Bisher war nach dem Wort- 
laut des § 27 Abs. 3 zweifelhaft, ob und wie lange 
der Dienstherr beim Ausscheiden aus dem Wehr- 
dienst die Heilbehandlung nach § 1 des Wehrsold- 
gesetzes weiterzu gewähren hat. Die Neufassung 
schließt diese Zweifel aus. Sie entspricht im übrigen 
der lin Artikel 4 des Gesetzentwurfs zur Änderung 
des Unterhaltssicherungsgesetzes — Drucksache 1898 
— vorgesehenen Änderung des Wehrpflichtgesetzes. 

Zu Artikel 5 (Berlin-Klausel) 

Das Gesetz soll auch vom Land Berlin übernom- 
men werden. Auch Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, sollen im 
Land Berlin Geltung erlangen können. 

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 

Das Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs muß wegen des inneren Zusammenhangs mit 
dem Änderungsgesetz zum Unterhaltssicherungs- 
gesetz — Drucksache 1898 — zum gleichen Zeit- 
punkt wie dieses erfolgen. 


Bonn, den 19. Januar 1961 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2280 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 19. Januar 1961 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 
Dr. Schellenberg Börner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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"Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung sozialversicherungs- 
rechtlicher Vors dirif ten 
— Drucksache 2280 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüssedes 20. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung sozialversiclterungsrechtlicher 
Vorschriften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung der Reidisversidherungsordnung, 
des Angestelltenversiciierungsgesetzesr 
des Reidisknappsdiaftsgesetzes 
und des Handwerkerversidierungsgesetzes 

L 

Die Redchsversdcherungs Ordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 160 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierungen setzen durch 
Rechtsverordnung den Wert der Sachbezüge 
unter Berücksichtigung ihres tatsächlichen Ver- 
kehrswertes für jedes Kalenderjahr im voraus 
fest Sie können die Ermächtigung auf die für 
die Angelegenheiten der Sozialversicherung 
zuständigen obersten Landesbehörden über- 
tragen.“ 

2. § 209 a erhält folgende Fassung: 

„§ 209 a 

(1) Bei pflichtversicherten Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst, denen nach § 1 Abs. 2, § 9 
Abs. 1 und § 15 a des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
Bezüge weite rzuge währen sind, gilt das 3e- 
schäftiigungsverhältnis als durch den Wehr- 
dienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Wehr- 
pflichtgesetzes nicht unterbrochen. Für die 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung sozialreditlidier 
Vorschriften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung der Reichsversidieningsordnungr 
des Angestelltenversicherungsgesetz eSr 
des Reidisknappsdiaftsgesetzes 
und des Handwerkerversidierungsgesetzes 

1 . 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 160 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

^ „(2) Die Landesregierungen setzen durch 

Rechtsverordnung den Wert der Sachbezüge 
nach dem tatsächlichen Verkehrswert für jedes 
Kalenderjahr lim voraus fest. Sie können die 
Ermächtigung auf die für die Angelegenheiten 
der Sozialversicherung zuständigen obersten 
Landesbehörden übertragen." 


2. § 209 a erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 209 a 

(1) unverändert 
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Dauer des Wehrdienstes ruht die Versicherten' 
krankenhilfe. Der Beitrag wird auf ein Drittel 
ermäßigt. 

(2) Bei pflichtversicherten Beschäftigten, die 
nicht unter Absatz 1 fallen, sowie bei freiwillig 
Versicherten berührt Wehrdienst nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes eine 
bestehende Versicherung bei einem Träger der 
Krankenversicherung nicht, jedoch ruht für die 
Dauer des Wehrdienstes die Versicherten- 
krankenhilfe. Für die Berechnung des Sterbe- 
geldes und von Barleistungen der Familienhilfe 
is(t der letzte Grundlohn des Versicherten vor 
der Einberufung maßgebend. Der Bund zahlt 
den zuständigen Trägern der Krankenversiche- 
rung ein Drittel des Beitrags, der zuletzt vor 
der Einberufung zu entrichten war. 

(3) Bei pflichtversicherten Beschäftigten hat 
der Arbeitgeber, bei Arbeitslosen das Arbeits- 
amt den Beginn des Wehrdienstes sowie das 
Ende des Grundwehrdienstes und einer Wehr- 
übung dem zuständigen Träger der Kranken- 
versicherung unverzüglich zu melden; diese 
Meldepflicht hat für das Ende eines Wehr- 
dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des WehrpfMcht- 
gesetzes der Bundesminister für Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Stelle. Freiwillig 
Versicherte haben die Meldungen selbst zu er- 
statten. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Ausnahmen von der 
Meldepflicht bestimmen sowie im Einverneh- 
men mit dem Bunde sminiister für Verteidigung 
und dem Bundesminister der Finanzen für die 
Beitragszahlung nach Absatz 2 eine pauschale 
Beitragsberechnung vorschreiben und die Zah- 
lungsweise regeln." 

3. § 1227 Abs. 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung; 

„6. Personen, deren v er Sicherung spilichtige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit, auf Grund derer 
für sie Beiträge zur Rentenversicherung der 
Arbeiter entrichtet sind, wegen einer Wehr- 
dienstleistung im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 des Wehrpflichtgesetzes unterbrochen 
worden ist, sowie Handwerker, die im Zeit- 
punkt der Einberufung zur Wehrdienst- 
leistung nach § 1 Abs. 1 des Handwerker- 
versicherungsgesetzes versichert waren, 
für die Dauer der Wehrdienstleistung. Bei 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, denen 
nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 und § 15 a des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes Bezüge wedter- 
zugewähreji sind, gilt das Beschäftigungs- 
verhältnis als durch den Wehrdienst nicht 
unterbrochen." 

4. § 1232 Abs. 4 wird gestrichen. 

♦ 
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(2) Bei Pflichtversicherten, die nicht unter 
Absatz 1 fallen, sowie bei freiwillig Versiicher- 
ten berührt Wehrdienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 des Wehrpflichtgesetzes eine bestehende 
Versicherung bei einem Träger der Kranken- 
versicherung nicht, jedoch ruht für die Dauer 
des Wehrdienstes die Versichertenkranken- 
hilfe. Für die Berechnung des Sterbegeldes und 
von Barleistungen der Familienhilfe ist der 
letzte Grundlohn des Versicherten vor der Ein- 
berufung maßgebend. Der Bund zahlt den zu- 
ständigen Trägern der Krankenversicherung ein 
Drittel des Beitrags, der zuletzt vor der Ein- 
berufung zu entrichten war. 

(3) Bei pflichtversicherten Beschäftigten hat 
der Arbeitgeber, bei Arbeitslosen das Arbeits- 
amt den Beginn. des Wehrdienstes sowie das 
Ende des Grundwehrdienstes und einer Wehr- 
übung dem zuständigen Träger der Kranken- 
versicherung unverzüglich zu melden; diese 
Meldepflicht lat' für das Ende eines Wehr- 
dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes der Bundesminister für Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Stelle. Pflichtver- 
sicherte Rentner und freiwillig Versicherte 
haben die Meldungen selbst zu erstatten. 

(4) unverändert 


3. § 1227 Abs. 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„6. Personen, die vor einer Wehrdienstleistung 
im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des 
Wehrpflichtgesetzes, zuletzt nach diesem 
Absatz oder nach § 1 Abs. 1 des Handwer- 
kerversicherungsgesetzes, versichert waren, 
für die Dauer der Wehrdienstleistung. Bei 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, denen 
nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 und § 15 a des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes Bezüge weiter- 
zugewähren sind, gilt das Beschäftigungs- 
verhältnis als durch den Wehrdienst nicht 
unterbrochen." 


4. unverändert 
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5. In § 1255 Abs. € werden die Worte „und 6" ge- 
gestrichen €Owie folgender Satz angefügt: 

„Bei Personen, die nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 ver- 
sichert sind, ist für jeden Kalendermonat des 
Wehrdienstes als Bruttoarbeitsentgelt des Ver- 
sicherten ein Zwölftel des durchschmttlichen 
BruttoarbeÄtsentgelts ^ller Versicherten der 
Rentenversicherungen der Arbeiter, der Ange- 
stellten und der knapp schaftlichen Rentenver- 
sicherung ohne Lehrlinge und Anlernlinge zu- 
grunde zu legen, der für das Kalenderjahr, in 
dem der Wehrdienst geleistet wird, bestimmt 
ist; soweit der Wehrdienst nicht einen vollen 
Kalendermonat umfaßt, wird für jeden Tag des 
Wehrdienstes ein Dredfiigstel des auf den 
Kalendermonat entfallenden Bruttoarbedtsent- 
gelts zugrunde gelegt." 

6. In § 1303 wird folgender Absatz angefügt: 

^ „(8) Beiträge für die Zeit der Versicherung 

nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 werden nicht erstattet." 

7. § 1385 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

„d) bed während einer Wehrdienstleistung 
nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 versicherten 
Personen der auf den Zeitraum, für 
den Beiträge zu entrichten sind, be- 
rechnete durchschnittliche Bfuttoarbeits- 
entgelt aller Versicherten der Renten- 
versicherungen der Arbeiter, der An- 
gestellten und der knappschaftlichen 
Rentenversicherung ohne Lehrlinge und 
und Anlernlinge." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Bund entrichtet für die Personen, 
die nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 versichert sind, 
den Beitrag in einem Gesamtbetrag für alle 
drei Zweige der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung. Der Bundesminister für Arbeit 
und Soziialordnung kann im Einvernehmen 
miit dem Bundesminiister für Verteidigung 
und dem Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung miit Zustimmung deis Bun- 
desrates eine pauschale Berechnung des Ge- 
samtbetrages vorschreiben sowie die Ver- 
teilung dieses Betrages auf die einzelnen 
_ Versiicherungszweige und die Zahlungs- 
weise regeln." 

8. In § *1404 Satz 1 werden die Worte „und 6" so- 

^ wie in Satz 3 die Worte „und d" gestrichen. 

9. § 1412 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wehrdienstzeiten, Ersatzzeiten (§ 1251) 
und Ausfallzeiten (§ 1259), die der Versicherte 
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5. In § 1255 Abs. 6 werden die Worte „und 6^ ge- 

^ strichen sowie folgender Satz angefügt: 

„Bei Personen, die nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 
versichert sind, ist für jeden Kalendermonat des 
Wehrdienstes als Bruttoarbeitsentgelt des Ver- 
sicherten ein Zwölftel des durchschnittlichen 
Bruttoarbeitsentgelts aller Versicherten der 
Rentenversicherungen der Arbeiter, der Ange- 
stellten und der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung ohne Lehrlinge und Anlernlinge zu- 
grunde zu legen, der für das Kalenderjahr, in 
dem der Wehrdienst geleistet wird, nach § 55 
Abs. 1 Buchstabe b des Reichsknappschaftsge- 
setzes bestimmt ist; soweit der Wehrdienst 
nicht einen vollen Kalendermonat umfaßt, wird 
für jeden Tag des Wehrdienstes ein Dreißigstel 
des auf den Kalendermonat entfallenden Brutto- 
arbeitsentgelts zugrunde gelegt." 

6. unverändert 


7. § 1385 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 3 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

„d) bei während einer Wehrdienstleistimg 
nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 versicherten 
Personen der auf den Zeitraum, für den 
Beiträge zu entrichten sind, berechnete 
durchschnittliche Bruttoarbeitsentgelt 
aller Versicherten der Rentenversidie- 
rimgen der Arbeiter, der Angestellten 
und der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung ohne Lehrlinge und Anlern- 
linge im Sinne des § 1255 Abs. 6 Satz 2." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Bund entrichtet für die Personen, 
die nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 versichert sind, 
den Beitrag zusammen mit den Beiträgen zu 
den anderen Zweigen der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung in einem Gesamtbetrag. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Verteidigung und dem Bun- 
desminister der Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
eine pauschale Berechnung des Gesamtbe- 
trages vorschreiben sowie die Verteilung 
dieses Betrages auf die einzelnen Versiche- 
rungszweige und die Zahlungsweise regeln." 

8. unverändert 


9. § 1412 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Wehrdienstzeiten sowie Ersatzzeiten 
(§ 1251) und Ausfallzeiten (§ 1259), die der Ver- 
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nachweist, trägt die Ausgabestelle in die um- 
getauschte Karte und in die Aufrechnungs- 
bescheinigung ein." 

10. Nach § 1412 wird folgende Vorschrift eingefügt; 

„§ 1412 a 

Die Bundeswehr stellt den nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst- 
leistenden eine Bescheinigung über die Dauer 
des Wehrdienstes aus. Kehrt der Versicherte 
an seinen früheren Arbeitsplatz zurück, so hat 
er die Bescheinigung seinem Arbeitgeber aus- 
zuhändigen, der sie beim Umtausch der Ver- 
sicherungskarte der Ausgabestelle vorlegt. Die 
Ausgabestelle überträgt den Inhalt der Beschei- 
nigung auf die Versicherungskarte und leitet 
die Bescheinigung mit der Versicherungskarte 
dem Versicherungsträger zu." 


11 . 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 

folgt geändert und ergänzt; 

1. § 2 Nr. 8 erhält folgende Fassung; 

„8. Personen, deren versicherungspflichtige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit, auf Grund derer 
für sie Beiträge zur Rentenversicherung der 
Angestellten entrichtet sind, wegen einer 
Wehrdienstleistung im Sinne des § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzjes unter- 
brochen worden ist, sowie Personen, die vor 
der Wehrdienstleistung in keinem Zweig 
der gesetzlichen Rentenversicherung pflicht- 
oder freiwillig versichert waren, für die 
Dauer der Wehrdienstleistung. Bei Beschäf- 
tigten im öffentlichen Dienst, denen nach 
§ 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 und § 15 a des Ar- 
beitsplatzschutzgesetzes Bezüge weiterzuge- 
' währen sind, gilt das Beschäftigungs Verhält- 
nis als durch den Wehrdienst nicht unter- 
brochen." 

2. § 9 ’Abs. 4 wird gestrichen. 

♦ 

3. In § 32 Abs. 6 wercjen die Worte „und 8" ge- 
strichen sowie folgender Satz angefügt; 

„Bei Personen, die nach § 2 Nr. 8 versichert sind, 
ist für jeden Kalendermonat deis Wehrdienstes 
als Bruttoarbeitsentgelt des Versicherten ein 
Zwölftel des durchschnittlichen Bruttoärbeits- 
entgelts aller Versicherten der Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter, der Angestellten und der 
knappschaftliichen Rentenversicherung ohne Lehr- 
linge und Anlernlinge zugrunde zu legen, der 
für das Kalenderjahr, in dem der Wehrdienst ge- 
leistet wird, bestimmt isst-, soweit der Wehrdienst 
nicht einen vollen Kalendermonat umfaßt, wird 


sicherte nachweist, trägt die Ausgabestelle in 
die umgetauschte Karte und in, die Aufrech- 
nungsbescheinigung ein. " 

10. Nach § 1412 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

♦ 

„§ 1412 a 

Die Bundeswehr stellt den nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst- 
leistenden eine Bescheinigung über die Dauer 
des Wehrdienstes aus. Sie ist der Versidie- 
rungskarte beizufügen. Die Ausgabestelle über- 
trägt den Inhalt der Bescheinigung auf die Ver- 
sicherungskarte und leitet die Bescheinigung 
mit der Versicherungskarte dem Versicherungs- 
träger zu." 


11 . 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 Nr. 8 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„8. Personen, die vor einer Wehrdienstleistung 
im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des 
Wehrpflichtgesetzes, zuletzt nadi diesem 
Paragraphen, versichert waren, sowie Per- 
sonen, die vor der Wehrdienstleistung in 
keinem Zweig der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung Pflicht- oder freiwillig versichert 
waren, für die Dauer der Wehrdienstlei- 
stung. Bei Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst, denen nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 
und § 15 a des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
Bezüge weiterzugewähren sind, gilt das Be- 
schäftigungsverhältnis als durch den Wehr- 
dienst nicht unterbrochen." 


3. In § 32 Abs. 6 werden die Worte „und 8" ge- 
^ strichen sowie folgender Satz angefügt: 

„Bei Personen, die nach § 2 Nr. 8 versichert sind, 
ist für jeden Kalendermonat des Wehrdienstes 
als Bruttoarbeitsentgelt des Versicherten ein 
Zwölftel des durchschnittlichen Bruttorbeitsent- 
gelts aller Versicherten der Rentenversicherungen 
der Arbeiter, der Angestellten und der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung ohne Lehrlinge 
und Anlernlinge zugrunde zu legen, der für das 
Kalenderjahr, in dem der Wehrdienst geleistet 
wird, nach § 55 Abs. 1 Buchstabe b des Reichs- 
knappschaftsgesetzes bestimmt ist-, soweit der 


2. unverändert 
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für jeden Tag des anrechenbaren Wehrdienstes 
ein Dreißigstel des auf den Kalendermonat ent- 
fallenden Bruttoarbeitsentgelts zugrunde ge- 
legt.“ 

4. In § 82 wird folgender Absatz angefügt: 

♦ 

„(8) Beiträge für die Zeit der Versicherung 
nach § 2 Nr. 8 werden nicht erstattet.“ 

5. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

„d) bei während einer Wehrdienstleistung 
nach § 2 Nr. 8 versicherten Personen der 
auf den Zeitraum, für den Beiträge zu 
entrichten sind, berechnete durchschnitt- 
liche Bruttoarbeitsentgelt aller Versicher- 
ten der Rentenversicherungen der Ar- 
beiter, der Angestellten und der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung ohne 
Lehrlinge und Anlernlinge,“ 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Bund entrichtet für die Personen, 
die nach § 2 Nr. 8 versichert sind, den Beitrag 
in einem Gesamtbetrag für alle drei Zweige 
\ der gesetzlichen Rentenversicherung. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verteidigung und dem Bundes- 
minister der Finanzen durch Rechts Verord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates eine 
pauschale Berechnung des Gesamtbetrages 
vorschreiben sowie die Verteilung dieses Be- 
trages auf die einzelnen Versicherungszweige 
und die Zahlungsweise regeln.“ 

6. In § 126 Satz 1 werden die Worte „und 8" so- 

^ wie in Satz 3 die Worte „und d“ gestrichen. 

7. § 134 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wehrdienstzeiiten, Ersatzzeiten (§ 28) und 
Ausfallzeiten (§ 36), die der Versicherte nach- 
weist, trägt die Ausgabestelle in die umge- 
tauschte Karte und in die Aufrechnungsbeschei- 
nigung ein.“ 

8. Nach § 134 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

. »§ 134 a 

Die Bundeswehr stellt den nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst- 
leistenden eine Bescheinigung über die Dauer 
des Wehrdienstes aus. Kehrt der Versicherte an 
seinen früheren Arbeitsplatz zurück, so hat er 
die Bescheinigung seinem Arbeitgeber auszu- 
händigen, der sie beim Umtausch der Versiche- 
rungskarte der Ausgabestelle vorlegt. Die Aus- 
gabestelle überträgt den Inhalt der Bescheini- 
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Wehrdienst nicht einen vollen Kalendermonat 
umfaßt, wird für jeden Tag des anrechenbaren 
Wehrdienstes ein Dreißigstel des auf den Kalen- 
dermonat entfallenden Bruttoarbeitsentgelts zu- 
grunde gelegt." 

4. unverändert 


5. § 112 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 3 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

„d) bei während einer Wehrdienstleistung 
nach § 2 Nr. 8 versicherten Personen der 
auf den Zeitraum, für den Beiträge zu 
entrichten sind, berechnete durchschnitt- 
liche Bruttoarbeitsentgelt aller Versicher- 
ten der Rentenversicherungen der Arbei- 
ter, der Angestellten und der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung ohne 
Lehrlinge und Anlernlinge im Sinne des 
§ 32 Abs. 6 Satz 2." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Bund entrichtet für die Personen, 
die nach § 2 Nr. 8 versichert sind, den Bei- 
trag zusammen mit den Beiträgen zu den an- 
deren Zweigen der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung in einem Gesamtbetrag. Der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Verteidigung und dem Bundesmini- 
ster der Finanzen durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates eine pau- 
schale Berechnung des Gesamtbetrages vor- 
schreiben sowie die Verteilung dieses Be- 
trages auf die einzelnen Versicherungszweige 
und die Zahlungsweise regeln." 

6. unverändert 

7. § 134 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

^ „ (3) Wehrdienstzeiten sowie Ersatzzeiten 

(§ 28) und Ausfallzeiten (§ 36), die der Ver- 
sicherte nachweist, trägt die Ausgabestelle in 
die umgetauschte Karte und in die Aufrech- 
nungsbesch einigung ein." 

8. Nach § 134 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

♦ 

.,§ 134 a 

Die Bundeswehr stellt den nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst- 
leistenden eine Bescheinigung über die Dauer 
des Wehrdienstes aus. Sie ist der Versicherungs- 
karte beizufügen. Die Ausgabestelle überträgt 
den Inhalt der Bescheinigung auf die Versiche- 
rungskarte und leitet die Bescheinigung mit der 
Versicherungskarte dem Versicherungsträger 
zu." 
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gung auf die Versicherungskarte und leitet die 

Bescheinigung mit der Versicherungskarte dem 

Versicherungsträger zu." 

III. 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung werden versichert 

1. die in § 1 genannten Personen, 

2. Personen, deren versicherungs- 
püichtige Beschäftigung, auf Grund 
derer für sie Beiträge zur knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung ent- 
richtet sind, wegen einer Wehr- 
dienstleistung im Sinne des § 4 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes unterbrochen worden ist, 
für die Dauer der Wehrdienst- 
leistung. Bei Beschäftigten im öffent- 
lichen Dienst, denen nach § 1 Abs, 2, 
§ 9 Abs. 1 und § 15 a des Arbeits- 
platzschutzgesetzes Bezüge weiter- 
zugewähren sind, gilt das Beschäf- 
tigungsverhältnis als durch den 
Wehrdienst nicht unterbrochen." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

2. § 54 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Nach Absatz 8 wird folgende Vorschrift era- 
gefügt: 

„(9) Bei Personen, die nach § 29 Abs. 1 
Nr. 2 versichert sind, ist für jeden Kalender- 
monat dos Wehrdienstes als Bruttoarbeits- 
entgelt des Versicherten ein Zwölftel des 
durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts aller 
Versicherten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter, der Angestellten und der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung ohne Lehr- 
linge und Anlernlinge zugrunde zu legen, der 
für das Kalenderjahr, in dem der Wehrdienst 
geleistet wird, bestimmt ist; soweit der Wehr- 
dienst nicht einen vollen Kalendermonat um- 
faßt, wird für jeden Tag des Wehrdienstes 
ein Dreißigstel des auf den Kalendermonat 
entfallenden Bruttoarbeitsentgelts zugrunde 
gelegt." 

b) Absatz 9 wird Absatz 10. 

3. In § 95 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

^ „(8) Beiträge für die Zeit der Versicherung 

nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 werden nicht erstattet." 


111 . 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt; 

1. § 29 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung werden versichert 

1. unverändert 

2. Personen, die vor einer Wehr- 
dienstleistung im Sinne des § 4 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes, zuletzt nach diesem Ab- 
satz, versichert waren, für die 
Dauer der Wehrdienstleistung. Bei 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst, denen nach § 1 Ahs. 2, § 9 
Abs. 1 und § 15 a des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes Bezüge weiterzuge- 
währon sind, gilt das Beschäfti- 
gungsverhältnis als durch den 
Wehrdienst nicht unterbrochen." 


b) unverändert 
2. u n V e r ändert 


3. unverändert 
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Entwurf 

§ 130 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) hoi während einer Wehrdienstleistung 
nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 versicherten 
Personen der auf den Zeitraum, für 
den Beiträge zu entrichtet sind, berech- 
nete durchschnittliche Bruttoarbeitsent- 
gelt aller Versicherten der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter, der Angestell- 
ten und der knappschaftlichen Renten- 
versicherung ohne Lehrlinge und An- 
lernlinge." 

b) Tn Absatz 6 Buchstabe b ist nach „§ 29" cin- 
zufügen „Abs. 1 Nr. 2". 

c) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Der Bund entrichtet für die Personen, 
die nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 versichert sind, 
den Beilrag in einem Gesamtbetrag für alle 
drei Zweige der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung. Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Verteidigung und 
dem Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Biin- 
desrates eine pauschale Berechnung des Ge- 
samtbetrages vorschreiben sowie die Ver- 
teilung -dieses Betrages auf die einzelnen 
Versicherungszweige und die Zahlungsweiso 
regeln." 

'). Nach § 139 wird folgender § 140 eingefügt: 

„§ 140 

Die Bundeswehr stellt den nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst- 
leistenden eine Bescheinigung über die Dauer 
des Wehrdienstes aus. Kehrt der Versicherte an 
seinen früheren Arbeitsplatz zurück, so hat er 
die Bescheinigung seinem Arbeitgeber auszu- 
händigen, der sie bei der Anmeldung dem 
Träger der knappschaftlichen Rentenversicherung 
zu übersenden hat." 


IV. 

Das Handwerkerversicherungsgesetz wird wie 
f^kjt geändert und ergänzt: 

§ 1 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

,, (1) Nach diesem Gesetz werden Handwerker, 
d'e in die Handwerksrolle eingetragen sind, in der 
Rentenversicherung der Arbeiter versichert, solanrjo 
sie Beiträge für eine rentenversicherungspflichtigo 
Beschäftigung oder Tätigkeit für weniger als zw^ei- 
luindertsechzehn Kalendermonate entrichtet haben. 

(2) Die Versicherungspflicht nach § 1227 Abs. 1 
Nr. 0 der Reichs Versicherungsordnung geht der- 
jenigen nach Absatz 1 vor." 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

4. § 130 wird wie folgt geändert; 

♦ 

a) unverändert 


b) unverändert 

c) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Der Bund entrichtet für die Personen, 
die nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 versichert sind, den 
Beitrag zusammen mit den Beiträgen zu den 
anderen Zweigen der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung in einem Gesamtbetrag. Der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verteidigung und dem Bundes- 
minister der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates eine 
pauschale Berechnung des Gesamtbetrages 
vorschreiben sowie die Verteilung dieses Be- 
trages auf die einzelnen Versicherungszweige 
und die Zahlungsweise regeln." 

5. Nach § 139 wird folgender § 140 eingefügt: 

„§ 140 

Die Bundeswehr stellt den nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des W'ehrpflichtgesetzes Wehrdienst- 
leistenden eine Bescheinigung über die Dauer 
des Wehrdienstes aus. Nimmt der Versicherte 
nach der Wehrdienstleistung eine knappschaftlich 
versicherungspflichtige Beschäftigung auf, so hat 
er die Bescheinigung seinem Arbeitgeber auszu- 
händigen, der sie bei der Anmeldung dem Trä- 
ger der knappschaftlichen Rentenversicherung zu 
übersenden hat." 


IV. 

Das Handwerkerversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

( 1 ) unverändert 


(2) unverändert 
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Deutscher Bundestag 

E n 1 w u ]■ f 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt 
geändert durch das Dritte Änderungsgesetz zum 
AVAVG vom 28. Oktober 1960 (Bundesgesetzbl. T 
S, 833) wird wie folgt geändert: 

In § 56 Abs. 2 werden die Worte „Grundwehr- 
dienstes, einer Wehrübung von mehr als einer 
Woche" ersetzt durch die Worte „Wehrdienstes 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes". 


Artikel 3 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

§ 3 Abs, 2 Nr. 8 des Kindergeldgesetzes vom 
13. November 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) in der 
Fassung des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1046) erhält fol- 
gende Fassung: 

„8. für die Kinderzulage nach oder in entsprechen- 
der Anwendung von § 6 a Abs. 2 des Wehrsold- 
gesetzes oder Kindergeld nach § 5 Ab*3. 3 Satz 1 
des Unterhaltssicherungsgesetzes gewährt wird 
oder der Anspruch nach Satz 2 der zuletzt ge- 
nannten Vorschrift ausgeschlossen ist." 


Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 

§ 27 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über die Tuber- 
kulosehilfe vom 23. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 513) erhält folgende Fassung: 
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2. § 7 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

♦ 

„(6) Versicherungsfrei sind Handwerker, die 
am 31. Dezember 1961 das 65. Lebensjahr voll- 
endet haben," 


Artikel 1 a 

Änderung des Bezirks der Saarknappschaft 

Zum Bezirk der Saarknappschaft gehören außer 
dem Saarland vom Land Rheinland-Pfalz die kreis- 
freien Städte Pirmasens, Zweibrücken, Kaiserslau- 
tern, die Landkreise Pirmasens, Zweibrücken, Kai- 
serslautern, Kusel, Birkenfeld und die Gemeinden 
Beuren, Farschweiler, Osburg, Bonerath, Schöndorf, 
Ollmuth sowie die südlich von diesen gelegenen 
Gemeinden des Landkreises Trier. 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

unverändert 


Artikel 3 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

unverändert 


Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 
unverändert 
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Entwurf 

„Dies gilt jedoch nicht in den Fällen des Absatzes 1 
und der §§ 23 und 24 , bei wehrpflichtigen Soldaten 
und Ersatzdienstleistenden sowie deren Familien- 
angehörigen nicht über die Beendigung des Dienst- 
verhältnisses hinaus, im übrigen nicht über den Ab- 
lauf des dritten auf die Entlassung aus der statio- 
nären Behandlung folgenden Monats hinaus." 


Artikel 5 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Verkün- 
dung folgenden Monats in Kraft. 


3. Wahlperiode 

Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Artikel 5 
Berlin-Klausel 

unverändert 


Artikel 6 

Inkrafttreten 

unverändert 
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